
6. Kapitel
Maxima Politica:

Die Ideale politischen Handelns

Die Probleme, die es in der Welt gibt, können nicht
mit den gleichen Denkweisen gelöst werden,
die sie geschaffen haben.
Albert Einstein

»Wer Visionen braucht, soll zum Arzt gehen«, hat Helmut Schmidt
einmal gesagt, adressiert an diejenigen, die sich – über die Köpfe der
real existierenden Gesellschaft hinweg und jenseits aller Realisierungs-
aussichten – in den 70er Jahren teilweise auf absonderlichen »Höhen-
flügen« zum Sozialismus befanden. Eine Absage an langfristig an-
gelegte politische Strategien, an realisierbare Zukunftsentwürfe, hat er
– als jemand, der vorausblickende Schriften etwa zu grundlegenden
Sicherheitsfragen, zur Weltwirtschaft, zur europäischen Entwicklung
verfasst hat – sicher nicht gemeint. Dieser Satz wird gegenwärtig gern
von Politikern zitiert, die sich längerfristigen Grundsatzfragen ver-
sperren. Politik – so ein Modewort – müsse in der »Wirklichkeit an-
kommen«. Zur Bekräftigung heißt es sogar gelegentlich: in der »wirk-
lichen Wirklichkeit«. Doch welche Realität ist gemeint? Soll man sich
mit den gegebenen Verhältnissen auseinander setzen oder sie einfach
hinnehmen, über sie hinausdenken oder sich ihnen anpassen? 

Ein umfassenderes Bild von der Realität ist gefragt, nicht nur ein
augenblicksbezogenes und segmentiertes. Die Gesellschaft lebt mit
ihren kulturellen Erbgütern und -krankheiten, ihrem historischen
Gedächtnis, mit inneren Widersprüchen und Außeneinflüssen. Schon
deshalb kann es keine linearen Entwicklungen geben. Lineare Ent-
wicklungen würden bedeuten, dass es keine Widerstände, keine seeli-
schen und physischen Grenzen für Gesellschaften gibt. Wer auch
immer eine gegenwärtige Entwicklungslinie als »unumkehrbar« be-
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zeichnet, denkt nicht an Rückschläge, Reaktionen, Überforderungen,
Übersättigungen, Verwundbarkeiten, an die Vielfalt menschlicher Be-
dürfnisse. Denkt also nicht in lebenden Systemen. Deshalb sind auch
alle Thesen vom Ende des Staats, der Demokratie oder sogar politi-
scher Ideen fragwürdig, ebenso wie es die allzu optimistische These
Fukuyamas war, dass sich die Demokratie definitiv durchgesetzt habe.
Betrachten wir die politischen Prozesse also mit mehr historischem
Bewußtsein, mit breiterem Blick und mit mehr sozialer Phantasie.

Alle Entwicklungen zerbrechen entweder an Gegenströmungen
oder an Selbstüberforderung und Erschöpfung. Die Sowjetunion war
nicht von außen, durch direkte politische Aktion, aufzubrechen, sie ist
an sich selbst zerbrochen. Mit dem islamischen Fundamentalismus,
der – trotz seines mittelalterlichen Gepräges – die moderne Welt ver-
ändert hat, hat in den 70er Jahren so gut wie niemand gerechnet. Die
USA können gegenwärtig von keiner anderen Regierung aufgehalten
werden, aber ein paar skrupellose Extremisten haben eine grund-
legende Verhaltensänderung der Hypermacht provoziert. Ob China
mit seinen mehr als eine Milliarde Menschen tatsächlich zu einer
Weltmacht aufsteigt, wird vor allem davon abhängen, ob es zu einer
neuen sozialen Balance findet – angesichts von bereits jetzt über 100

Millionen durchs Land wandernden Arbeitsuchenden, die chaotische
Entwicklungen vermuten lassen. Japan, aufgrund seiner intensiven
Technologieförderung noch vor einem Jahrzehnt als industrielle Be-
drohung für die USA und die EU gefürchtet, befindet sich heute im
Krebsgang einer nicht enden wollenden Stagnation, die schnell in eine
Verfallskrise übergehen kann. Wer ist vor Entwicklungsbrüchen ge-
feit? Und bei allen als unaufhaltsam hingestellten Entwicklungen
werden die physischen Grenzen übersehen, die die Ökosphäre des
Erdballs unweigerlich diktiert. Umkehr, die Wiederherstellung eines
früheren Zustands, gibt es sicher nicht. Aber neue Weichenstellungen,
ein gezieltes Abbiegen oder eine Abkehr von offensichtlich gefahren-
trächtigen Prozessen wird es geben müssen. Wir stehen vor der Wahl,
das mit überlegten Alternativen zu tun oder auf heillose Brüche, gar
Zusammenbrüche mit unvorhersehbaren Konsequenzen zu warten.

Gesellschaftsfähige neue Weichenstellungen können nur durch
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politische Alternativen erfolgen. Und sie müssen erfolgen, bevor die
Entwicklungen den politischen Institutionen – und den in diesen täti-
gen Politikern – aus dem Ruder laufen. Die Übermutstimmung des
1990 siegreichen Westens ist innerhalb eines Jahrzehnts verflogen. Der
Hochmut in Bezug auf seine Möglichkeiten verfliegt gerade. Aber es
mangelt – gegenwärtig – an Mut, »herrschenden Meinungen« oder
Modemeinungen zu widersprechen. Und es mangelt an Neugier, über
Alternativen nachzudenken und diese zu entwickeln. So ist es auch
kein Wunder, dass langfristig angelegter Handlungsmut fehlt oder nur
zur Beschleunigung laufender Entwicklungen aufgebracht wird. Eine
falsche Entwicklung kann nicht dadurch abgewendet werden, dass
man ihr Entwicklungstempo beschleunigt.

Politik nach einem Konzept linearen Fortschritts – und auf der Ba-
sis nebeneinander operierender Subsysteme, die sich relativ unabhän-
gig voneinander entwickeln, ihren Eigengesetzlichkeiten folgen und
diese jeweils für sich optimieren – hat bereits jetzt vielfach keinen ge-
sellschaftlichen Grenznutzen mehr. Viel zu sehr haben sich die politi-
schen Institutionen, wie es vor allem der Soziologe Niklas Luhmann
beschrieben hat, trotz ihres allgemeinen gesellschaftlichen Mandats zu
einem Subsystem neben dem der Wirtschaft, der Wissenschaft, des
Rechts oder der Medien entwickelt. Unvermeidlich werden die ein-
gangs genannten Paradoxien dadurch größer – und niemand sieht
sich mehr dazu in der Lage oder dafür verantwortlich, diese aufzulö-
sen. Allein die politischen Institutionen haben dazu ein Mandat, also
müssen sie es auch ausüben, statt die Möglichkeiten dafür abzugeben.

Welcher Passionierte will angesichts solcher Umstände noch Poli-
tiker werden? Die Antwort ist: Weil sich die Weltgesellschaft und in ihr
die Staatsgesellschaften in einer Existenzkrise befinden, ist der Bedarf
an passionierten Politikern besonders hoch, die die Maxima der Po-
litik thematisieren: mehr »polity« und »policy«, Klärung von Grund-
fragen der Verfassung der Gesellschaft und Entwicklung langfristig
angelegter Strategien, statt nur noch »politics« von der Hand in den
Mund. Dafür ist es zwingend geboten, nicht länger der oberfläch-
lichen Gegenüberstellung von politischem Realismus und Idealismus,
von politischer Ethik und Praxis aufzusitzen.
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Idealisten oder Realisten? Idealistische Realisten!

»Better strong but wrong than right and weak«, sagte der amerikani-
sche Präsident Bill Clinton, ein höchst flexibler Vertreter postmoder-
ner Realpolitik. Lieber etwas bewusst Falsches tun, wenn es der aktu-
ellen Machterhaltung dient, als etwas ideell Richtiges, wenn es diese
gefährden könnte. Der Satz klingt cool und realitätsnah. Aber er ist
praktisch eine Absage an politische Ideale; er definiert Opportunis-
mus und Konformismus zu politischer Stärke um und Konsequenz zu
politischer Schwäche; er macht aus einer Politikernot eine Tugend.
Daran gemessen, wären alle schwach gewesen, die sich lebensmutig
und in aussichtsloser Position für Demokratie und Menschenrechte
eingesetzt haben, statt sich mit ihrer Begabung – aber gegen ihre
Überzeugung – den herrschenden Verhältnissen anzupassen und in
diesen aufzusteigen.

Der Begriff »Realpolitiker« bezieht sich selbstgefällig auf die Un-
terscheidung zwischen Gesinnungsethik und Verantwortungsethik,
wie sie Max Weber einst getroffen hat (der diese im Übrigen keines-
wegs als unbedingten Gegensatz verstand): Als wären Politiker mit
ausgeprägter idealistischer Gesinnung im Zweifelsfall praxisfern – und
als wären politische Praktiker leider gezwungen, auf Ideale zu verzich-
ten. Tatsächlich gibt es mindestens zwei Dimensionen von Realismus:
Problemrealismus und Handlungsrealismus. Problemrealismus bedeu-
tet, die gesellschaftlichen Probleme im Auge zu haben, nicht nur die
gegenwärtigen, sondern auch die auf uns zukommenden; die Gefah-
renhierarchie zu erkennen, also zwischen großen und minderen
Gefahren unterscheiden zu können; ihre tatsächlichen Ursachen und
Urheber auszumachen, um an der richtigen Stelle und gegen die rich-
tigen Kontrahenten antreten bzw. diesen frühzeitig entgegenwirken zu
können. Handlungsrealismus erweist sich in der richtigen Einschät-
zung der eigenen Kräfte und der der Widersacher; in der Fähigkeit,
Unterstützung und Verbündete zu gewinnen und die eigenen Hand-
lungsspielräume auszuweiten, die Risiken richtig einzukalkulieren
und die richtige Schrittfolge zu beachten. Problemrealismus bezieht
sich auf den Inhalt der Politik, orientiert sich am Maßstab der ange-
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strebten Ziele, Handlungsrealismus auf die operative Methodenwahl
im Verfolgen einer Absicht. Das eine begründet politische Strategien,
das andere ermöglicht taktisches Vorgehen.

Handlungsrealismus mag ohne sozialethischen Maßstab auskom-
men, weil es hier – für welches Ziel auch immer – nur darum geht, die
aktuellen Kräfteverhältnisse auszutarieren und sich in diesen durch-
zusetzen. Er verführt schnell dazu, angesichts der registrierten Wider-
stände politische Initiativen zu unterlassen, wenn dafür die Kräfte-
konstellationen verändert werden müssen. Handlungsrealismus ohne
Problemrealismus führt zu Minimalpolitik: Mehr sei nicht möglich,
man müsse die Dinge nehmen, wie sie sind. Politische Ideale werden
aus den Augen verloren, nur noch plakativ vertreten, im Zweifelsfall
aber nicht mehr erkämpft. Sie werden notfalls verdrängt, um in der
täglichen Praxis kein schlechtes Gewissen haben zu müssen. Politische
Ethik reduziert sich auf ethische Rhetorik. Ob ein Politiker tatsächlich
von einem gesellschaftsethischen Prinzip geleitet wird, ist letztlich nur
daran erkennbar, ob er in dessen Verfolgung zu persönlichen Konflik-
ten und Risiken bereit ist. Problemrealismus setzt dagegen eine po-
litische Ethik voraus: Kommende Gefahren zu erkennen und zum
aktuellen Maß politischen Handelns zu machen, erfordert Bewer-
tungsmaßstäbe. Dass aber – selbst wenn diese vorliegen – maximalen
Gefahren offenkundig nur mit minimalen Politikkonzepten begegnet
wird, offenbart einen Mangel an Ethos unter Politikern. Der Unter-
schied zwischen politischer Ethik und dem Ethos eines Politikers er-
gibt sich aus dem zwischen politischem Bekenntnis und tatsächlichem
Tun. Es ist der zwischen Festrednern aus Anlass eines Jubiläums der
demokratischen Verfassung oder zur Würdigung eines Sozialrevolu-
tionärs und aktuellem Kleinmut. Der Ethos eines Politikers sind seine
Tugenden im politischen Handeln: nicht in erster Linie an sich den-
ken, unerschrocken, widerstandsfähig und nicht gleichgültig sein, Zi-
vilcourage gegenüber Gegnern und Freunden haben.

Selbst der begabteste Realpolitiker scheitert ohne gesellschaftlich
tragfähiges Ziel und ohne individuelles Ethos früher oder später, spä-
testens in Krisenzeiten. Es fehlt dann der politische und der persön-
liche Kompass, der von der Beliebigkeit abhält. Und selbst der pas-
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sionierteste Politiker scheitert, wenn es ihm an Handlungsfähigkeiten
mangelt. Das Ausspielen von Realismus gegen Idealismus verrät des-
halb eine verbogene Einstellung zur Politik. Stattdessen haben wir es
entweder mit einem idealistischen oder einem nichtidealistischen
Realismus zu tun. Und mit einem realen oder einem irrealen Idea-
lismus; also mit Politikern, die objektiv realisierbare oder objektiv
nicht realisierbare Visionen verfolgen. Was nach menschlichem, öko-
nomischem, physischem, vor allem demokratischem Ermessen objek-
tiv möglich und für das gesellschaftliche Gemeinwohl ideal wäre,
muss auch subjektiv versucht werden. Das ist das Ideal politischen
Handelns. Menschen mit realem Idealismus sollten Politiker werden,
Politiker ohne Visionen sollten dagegen »zum Arzt gehen« oder besser
Privatmensch bleiben.

Die Revitalisierung der Politik setzt voraus, dass ethische Prinzi-
pien bzw. politische Werte nicht neben die politische Praxis gestellt
werden. Sie können nicht an Ethikkommissionen delegiert werden,
die die Begleitmusik zu den ihrer eigenen Entwicklungslogik folgen-
den Subsystemen liefern – um ethische Bedürfnisse wenigstens emo-
tional zu befriedigen, wenn es schon nicht praktisch geschieht. Damit
wird – wie der Philosoph Vittorio Hösle schreibt – die Ethik selbst zu
einem Subsystem, das sich »gefälligst um sich selbst und nicht um an-
dere Subsysteme wie Recht, Wirtschaft, Politik kümmern solle«. Die
»vollständige Abkoppelung der Politik von der Ethik« bezeichnet er als
nihilistisch.1 Er betont, dass die Sphäre der Ethik nicht überbietbar,
sondern nur unterbietbar sei. Die Gefahren der Gegenwart gebieten
sogar – besonders angesichts der menschengemachten Bedrohung der
Ökosphäre und des sich auch dadurch zuspitzenden Generationen-
konflikts –, die ethischen Prinzipien der Politik auszuweiten, statt sie
zu relativieren. Die gesellschaftliche Moral ist die letzte Legitimations-
instanz, die das Verhältnis der verschiedenen Werte zueinander be-
stimmt. Konflikte zwischen Ethos und jedweder Praxis sind allerdings
unausweichlich. Sie sind nur lösbar, wenn auch zwischen höheren und
weniger hohen moralischen Prinzipien unterschieden wird. Das be-
ginnt bei der Frage, welcher Schwerpunkt politischen Handelns ge-
wählt wird, weil es im Meer politischer Handlungserfordernisse mehr
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oder weniger wichtige gibt – und solche, auf die einzelne Politiker un-
mittelbar einwirken können oder nicht.

Ethische Prinzipien in der Politik sind solche gesellschaftlicher
Nützlichkeit. Politische Schritte müssen deshalb nach ihren gesell-
schaftlichen Folgen beurteilt werden. Eine politische Idee kann nicht
nur von Einzelnen, sie muss von vielen getragen werden. Ohne prak-
tischen Realisierungsversuch ist sie für die Gesellschaft wertlos. Die
Artikulation des Ideals, der politischen Leitidee, ist das politische
»Werkzeug« schlechthin. Immanuel Kant hat die ethische Richtschnur
politischen Handelns mit seinem »Kategorischen Imperativ« knapp
und treffend formuliert: »Handle stets so, dass die Maxime deines
Willens zugleich als Grundlage einer allgemeinen Gesetzgebung die-
nen könnte.« Das politische Handeln innerhalb einer Staatsgesell-
schaft sowie das Handeln im Verhältnis zu anderen Staatsgesellschaf-
ten müssen verallgemeinerungsfähig sein. Auch Nichthandeln ist
politisches Handeln: Das Liegen-, Schleifen- oder Laufenlassen offen-
kundiger Fehlentwicklungen ist ebenso unverantwortlich wie deren
leichtfertige oder mutwillige Verursachung. Die gesellschaftliche Ver-
allgemeinerungsfähigkeit der Methode und des Inhalts der politischen
Initiative ist der ethische Maßstab – und nicht die sofort herstellbare
Verallgemeinerungsmöglichkeit. Wer nur auf Letztere fixiert ist,
kommt über eine bloß aktualitätsbezogene Politik nicht hinaus.

Politiker kommen und gehen überwiegend kurzfristig, Institutio-
nen und auch Parteien bleiben. Längerfristig entstehen und vergehen
auch politische Institutionen und noch eher Parteien oder andere Or-
ganisationen, während die Gesellschaften – unter sich ständig verän-
dernden Daseinsbedingungen – bleiben. Die historische – also noch
längerfristigere – Betrachtung zeigt, dass auch Gesellschaften entste-
hen und wieder zerfallen können. Solche Verläufe des Aufstiegs und
Zerfalls durchziehen die gesamte Zivilisationsgeschichte, die für den
Ethnologen Hans-Peter Duerr, meinen Heidelberger Studienfreund,
eine Geschichte von den »Nomaden zu den Monaden« ist, die er ah-
nungsvoll als Menschheitsperspektive sieht.2 Der gravierende Unter-
schied zwischen der bisherigen und der künftigen Zivilisationsge-
schichte ist, dass es in der Vergangenheit – global betrachtet – weniger
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wechselseitige Abhängigkeiten einzelner Gesellschaften gegeben hat.
Bis zum Beginn der Neuzeit gab es oft keine oder nur geringe Kennt-
nis voneinander. Die Weltzivilisation war vielfältig, mit unabhängig
voneinander stattfindenden Hochphasen oder Niedergängen. Sie war,
als Ganzes betrachtet, »fehlerfreundlich«: Existentielle Fehlentwick-
lungen einer Gesellschaft konnten ohne negative Auswirkungen auf
andere Gesellschaften bleiben.

In der zusammenwachsenden, alle Distanzen überwindenden »ei-
nen Welt« droht dieser Vorteil jedoch – wie gezeigt wurde – verloren
zu gehen. Nicht nur eine einzelne Weltmacht, auch internationale
Institutionen können jederzeit programmatisch fehlgeleitet sein. Des-
halb kann die Weltgesellschaft ihre Fehlerfreundlichkeit umso eher
verlieren, je mehr ihr eine politische und wirtschaftliche Monokultur
übergestülpt wird und den Staatsgesellschaften selbst bestimmte ei-
gene Wege versperrt werden. Fehlentwicklungen, falsche Weichenstel-
lungen gewinnen dann eine andere Dimension; sie haben unüberseh-
bare Auswirkungen auf die ganze Welt. Die positive Utopie ist, dass es
gelingt, die Weltzivilisation den allgemeinen Menschenrechten zu ver-
pflichten, die natürlichen Lebensgrundlagen auf dem Globus zu ret-
ten und auf dieser Basis die globale Diversität bzw. Pluralität staatlich
organisierter, sich selbst regelnder Gemeinwesen aufrechtzuerhalten.
Letzteres setzt voraus, dass diesen die demokratische Selbstbestim-
mung über alle sie unmittelbar existenziell betreffenden Fragen
möglich bleibt. Dieser Leitgedanke bestimmt die Grenzen der Kompe-
tenzübertragungen an transnationale Institutionen, die nicht über-
schritten werden dürfen. Wenn sie dennoch überschritten werden,
muss es möglich sein, sie wieder neu zu ziehen, sobald es die Existenz-
bedürfnisse eines Gemeinwesens erfordern.

Demokratische Selbstbestimmung für eigenverantwortliche
Selbsterhaltung: Das ist praktische Grundbedingung der Politik. Der
Staat darf nicht als Relikt der Vergangenheit verstanden werden, son-
dern als unverzichtbare Gemeinschaftsagentur einer Gesellschaft, ins-
besondere für ihre schwächsten Mitglieder. Das staatliche Gewalt-
monopol wurde in der historischen Entwicklung unverzichtbar für
den inneren gesellschaftlichen Frieden. Ebenso unverzichtbar ist die
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Gesetzgebungsautonomie eines staatlichen Gemeinwesens – und da-
mit die Chance auf das Recht zur Selbstbestimmung.

Die Notwendigkeit von »Nation building«, also des Entstehens
funktionsfähiger staatlicher Institutionen, ist allgemein anerkannt –
angesichts des rapiden Staats- und damit Gesellschaftsverfalls in den
Ländern der »Dritten Welt«, in denen die Todesschwadrone wüten.
Umso merkwürdiger ist es, dass in Ländern mit noch einigermaßen
funktionierenden staatlichen Institutionen in extremer Leichtsinnig-
keit deren Demontage als Ausweis moderner Globalpolitik gilt. Darin
steckt das Risiko, dass die »Erste Welt« sich in Richtung »Dritter Welt«
entwickeln könnte. Vor einem »neuen Mittelalter« warnte der franzö-
sische Publizist Alain Minc schon Mitte der 90er Jahre: »Wenn den
einzelnen Staaten nicht ein Minimum an Fortbestand und eigener
Identität gewährt wird, braucht man gar nicht erst nach politischer
Kühnheit zu schreien. Diese setzt nämlich noch handlungsfähige
Spieler und einen Korpus voraus, der in der Lage ist, sie zu stützen.«3

Wie es dazu gekommen ist, dass die Grundfrage der Politik – die auto-
nome demokratische Regelung des gesellschaftlichen Zusammenle-
bens – im System der Politik und im Diskurs von Politikern eher eine
nebensächliche Rolle spielt, ist in den vorangegangenen Kapiteln erör-
tert worden. Doch was müsste geschehen, um diese Fragen wieder ins
Zentrum zu rücken?

Die Befreiung des politischen Denkens

Die Antwort liegt zu allererst in den Köpfen, im Denken über Politik.
Ebenso wie politische Passivität ansteckend wirkt, kann politische Vi-
talität ansteckend wirken. Eine Revitalisierung der Politik geschieht
nicht durch Appelle an andere und nicht durch Lamentieren über
hemmende Widrigkeiten, schon gar nicht über Statuten. Sie kann nur
geschehen, indem immer mehr Einzelne aktiv werden – als gewählte
Politiker, als Parteimitglieder, als außerparlamentarische Akteure, als
politische Journalisten, als Bürger, im jeweiligen kleineren oder grö-
ßeren Umkreis. Wie viele mitziehen, hängt davon ab, wie viele aus
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dem spezialisierten Routinebetrieb der Politik ausbrechen, weil sie
dessen zu enge Maßstäbe erkennen, wie viele sich einmischen und die
Grundsatzfragen der Politik aufwerfen. Alles spricht dafür, dass die
gegenwärtige Politikmüdigkeit umschlagen wird in ein neues Aufbe-
gehren: Das Potenzial derjenigen wächst, die des konventionellen
Politikbetriebs überdrüssig sind. Grundlegende »Abschiede« vom Bis-
herigen und neue »Anfänge« wird es kaum je geben, wie Gunter Hof-
mann in seiner Anatomie der Bundesrepublik gezeigt hat.4 Aber
grundlegende Fragen müssen aufgeworfen werden, um bodenlose
Abstürze zu vermeiden. Hören wir also auf, weiter partikularisiert und
linear zu denken, uns weiter auf die vorgefertigten Antworten einzu-
lassen und das Hantieren an tausend einzelnen Rezepten allein für
Politik zu halten.

Die Befreiung zum politischen Denken beginnt mit dem Durch-
brechen der politischen Begriffsbarrikaden. Es gibt nicht nur die Plas-
tikwörter und Leerformeln, die den politischen Diskurs blablaisieren.
Er ist auch durchsetzt von apodiktischen Grundannahmen, die wie
geistige Fesseln wirken und dazu führen, dass Schlüsselprobleme ver-
dunkelt oder ganz ausgeblendet werden. Sie verraten Ängste davor,
dass die aus der Diskussion genommenen Auffassungen nicht mehr zu
halten sind, sobald sie kritisch hinterfragt werden. Umso dringender
und erfolgversprechender ist es, diese geistigen Fesseln zu sprengen.
Das ist der moralische Auftrag der Aufklärung.

Geben wir uns also endlich wieder mehr politische Gedankenfrei-
heit! Fragen wir nach, ob die apodiktischen Behauptungen stimmen
können, ob das, was unabänderlich scheint, nicht doch verändert wer-
den kann. Leeren wir die Schubläden von abgestandenen Zuordnun-
gen! Entwickeln wir neue, unkonventionelle Strategien – was umso
leichter fallen könnte, als demokratische Verfassungsstaaten keine
Systemrevolution mehr brauchen, wenn man ihre Spielräume tat-
sächlich nutzt. Überwinden wir die geistige Konfliktscheu und po-
litische Apathie! Beenden wir den Selbstbetrug, dass es in der
demokratischen Gesellschaft keine grundlegenden Interessen- und
Wertegegensätze mehr gäbe und es deshalb nur noch um die kompe-
tenteren Konzepte gehe! Flüchten wir uns nicht weiter in Harmonie-
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sucht, bekennen wir uns zu den tatsächlichen Differenzen, von denen
es so viele gibt, dass gespielte nicht notwendig sind. Legen wir die
Konflikte offen und tragen sie ebenso offen aus, schon damit die Men-
schen die Chance haben, die tatsächlichen Positionen und ihre Unter-
schiede zu erkennen! Geben wir das undemokratische Einstimmig-
keitsbedürfnis auf, und kommen wir wieder zum demokratischen
Mehrheitsprinzip! Riskieren wir Niederlagen! Fragen wir uns erst
nach dem Konzept und dann nach den möglichen Mehrheiten! Und
fragen wir nicht nach Mehrheiten für Konzepte, bevor sie erarbeitet
und die Überzeugungsarbeit dafür versucht wurde. Die Menschen
nicht zu überfordern und zu überschätzen, muss nicht bedeuten, sie
dauernd zu unterfordern und zu unterschätzen.

Beenden wir das Ausklammern von Fragen, die kurzfristig nicht
befriedigend zu lösen sind! Denken wir wieder in längeren Zeit-
räumen und Perspektiven. Überwinden wir die Scheu vor großen
Politikentwürfen, wenn sie zu sehr von den bisherigen Denk- und
Handlungsgewohnheiten abweichen! Erkennen wir, dass es ein allzu
pragmatischer Irrtum ist, dass kleine Schritte leichter akzeptiert wür-
den als große! Der gesellschaftliche Rückhalt für große Schritte ist,
wenn sie problemnah und überzeugend konzipiert sind, unter Um-
ständen leichter zu bekommen als für die zahllosen kleineren Schritte.
Erkennen wir die Machtpotenziale politischer Ideen, die sich allen
Widerständen zum Trotz und gegen allen gegenwärtigen Anschein
durchsetzen können – wenn sie einen offenkundigen gesellschaft-
lichen Nutzen in sich tragen und deshalb Überzeugungskraft aus-
strahlen. Dies setzt voraus, dass sie artikuliert werden.

Politische Diskurse sind keine Beschäftigungstherapie zum indivi-
duellen Wohlbefinden oder zur Freizeitgestaltung, sondern Konzept-
und Überzeugungsarbeit, das Austragen von Konflikten, die Vorberei-
tung von Entscheidungen. Fragen wir nach, bevor wir uns auf allzu
selbstverständlich erscheinende Antworten einlassen, ob die Fragestel-
lung überhaupt die richtige ist. Verlieren wir nicht die Courage vor
dem selbstständigen politischen Denken! Erkennen wir, dass wir es
vielfach mit fragwürdigen Weltbildern zu tun haben, deren »geistige
Hegemonie« (Antonio Gramsci) oft nur noch deshalb besteht, weil
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vor ihnen geistig kapituliert wird. Denken wir weltläufig und auto-
nom, global, europäisch, staatlich und kommunal. Stellen wir die
gesellschaftlichen Wertigkeiten wieder her: den Vorrang der Men-
schenrechte, des Erhalts der natürlichen Lebensgrundlagen, der
demokratischen Selbstbestimmung eines Gemeinwesens, seiner
Selbstbehauptung jenseits wirtschaftlicher Dogmen. Diskutieren wir
alternative Handlungsoptionen, so lange und laut, dass es andere an-
regt. Und hören wir, was andere vorschlagen, die auf eine Antwort
warten. Stellen wir endlich wieder die Grundfragen der optimalen
Verfassung eines staatlich organisierten Gemeinwesens, die Fragen
nach den Staatsgrundsätzen und der Leistungssteigerung öffentlicher
Institutionen. Und bekennen wir uns wieder zum unersetzbaren Pri-
mat demokratischer Politik – und damit zur Wiederherstellung ihres
allgemeinen gesellschaftlichen Mandats.

Demokratie kann nicht verfügt und gewährt, sie muss erstritten
werden, und zwar nicht nur durch einen einmaligen Gründungsakt.
Was eine Gesellschaft eigentlich braucht, ist eine permanente demo-
kratische Revolution. Doch diese Permanenz einer demokratischen
Ordnung wird es wohl kaum je geben. Fast alle Gladiatoren demokra-
tischer Aufbrüche werden früher oder später müde; sie wollen und
können nicht immer streiten und gesellschaftliche Sisyphusarbeit leis-
ten. Wenn die überwiegende Mehrheit mit den Verhältnissen zufrie-
den ist, überlässt sie die Politik ohnehin den Politikern. Demokra-
tische Regsamkeit entsteht durch Betroffenheit, durch moralische
Empörung über als unerträglich empfundene Verhältnisse; immer
wieder neu, auch nach längeren Phasen von Apathie, Lethargie oder
Resignation. Demokratie ist nicht nur ein gesellschaftliches Ideal und
ein Funktionsprinzip. Sie ist auch der einzige allgemein offen stehende
Zugang zur Politik. Und sie ist die in jeder Gesellschaft am tiefsten
verwurzelte Idee, unabhängig davon, wie stark ihre Zweige gerade
sprießen.

Wie groß die Legitimationskraft des demokratischen Gesellschafts-
gedankens ist, zeigt sich daran, dass es in der Neuzeit kein Staat der
Welt riskiert hat, sich nicht wenigstens mit seiner Verfassung offiziell
diesem Prinzip zu verpflichten, und sei es nur zum Schein. Die Verfas-
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sungen der »Volksdemokratien« des Sowjetimperiums, die der latein-
amerikanischen Diktatoren: Sie alle enthielten ihre Bekenntnisse dazu.
Jedes vorenthaltene oder weggenommene Selbstbestimmungsrecht ho-
len sich die Gesellschaften irgendwann zurück. Widersprüche zwischen
demokratischer Norm und einer dieser nicht entsprechenden Wirk-
lichkeit sind latente Quellen des Aufbegehrens, die schnell zu breiten
Strömen werden können. Der »sensus communis«, der in jeder Gesell-
schaft steckt, wird sich immer wieder regen, der »common sense«, der
Gemeinsinn. Es ist, wie der Philosoph Hans-Georg Gadamer in seinem
Hauptwerk »Wahrheit und Methode« schreibt, »ein Sinn für Rechte
und das gemeine Wohl, der in allen Menschen lebt, ja mehr auch ein
Sinn, der durch die Gemeinsamkeiten des Lebens erworben, durch
seine Ordnungen und Zwecke bestimmt wird«.5 Zwar gibt es immer
Versuche, diesen Sinn einseitig in eine  Richtung zu lenken und die
Menschen von ihm abzulenken. Solche Versuche haben in einer offe-
nen Gesellschaft nicht lange Bestand, vor allem dann nicht, wenn die
Demokratie unbestritten die offizielle Staatsnorm ist und es Informa-
tionsfreiheit, Meinungsfreiheit und Vergleichsmöglichkeiten gibt.

Eine neue demokratische und sozialethisch geprägte politische
Kulturrevolution ist überfällig, so wie sie in der antiautoritären Re-
volte von 1967 angelegt war. Ihre Attraktivität gewann sie durch ihren
radikaldemokratischen Antrieb, ihre Respektlosigkeit vor Autoritäten
und die Enttarnung von Lügen. Ihre Attraktivität büßte sie ein, weil
vielfach in ihr selbst alte durch neue geistige Verengungen ersetzt wur-
den. Diese Kulturrevolution wurde verdrängt und teilweise sogar auf-
gesaugt von der eines monistischen Radikalindividualismus, des so
genannten Neoliberalismus bzw. -konservatismus der 80er Jahre. Aber
Politik für ein individualistisches Weltbild ist ein Widerspruch in sich.
Sie überfordert die Gesellschaft und hat die hemmungslose individu-
elle Selbstentfaltung politik- und gesellschaftsfähig zu machen ver-
sucht. Ihre Attraktivität gewann sie dadurch, dass sie als Bewegung ge-
gen staatliche Bevormundung auftrat. Das lenkte davon ab, dass es
sich überwiegend um einen Aufstand der Habenden handelt, die ihre
Freiheit zu Lasten der Lebensfreiheiten anderer entfalten und wirt-
schaftliche vor demokratische Freiheiten stellen, individuelle vor ge-
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sellschaftliche Selbstbestimmung, Ökonomie vor Politik. Diese Bewe-
gung hinterließ in den letzten zwei Jahrzehnten tiefe Spuren. Sie
konnte das etablierte nationale und internationale System politischer
Institutionen buchstäblich durchsetzen – mit dem Ergebnis der Ent-
fremdung des Systems der professionellen Politik von der Gesellschaft.

Eine neue politische Kulturrevolution, die der neoliberalen ge-
wachsen ist, wird antiautokratisch und aufklärerisch sein müssen. Sie
muss die verdrängten und verschütteten Probleme und Fragen auf-
werfen, die Paradoxien thematisieren, die angeblichen Alternativlosig-
keiten linearer Entwicklungen und deren viele kleine Schwestern, die
Sachzwänge, hinterfragen. Sie muss die Wertedimension politischen
Handelns erweitern: Sie darf sich nicht nur auf die gegenwärtige, son-
dern muss sich auch auf die künftigen Generationen beziehen; sie
muss die verwischten Unterschiede zwischen privatem und öffent-
lichem Raum neu definieren.

Vorschläge, was im Einzelnen hier und dort zu tun ist, gibt es zahl-
lose. Die meisten ersparen sich allerdings die Frage, welche tatsäch-
lichen Spielräume die Adressaten dieser Vorschläge noch haben – und
damit die Frage nach den politischen Trägern, den politischen Institu-
tionen, Organisationen und Politikern. Politiker, die die fortwährend
eingeengten Spielräume aus eigener Erfahrung näher kennen, begnü-
gen sich großenteils deshalb von vornherein damit, kleinere Brötchen
zu backen. Das hat allerdings zur Folge, dass sie sich daran gewöhnt
haben, nicht mehr die Frage nach der Erweiterung ihres Spielraums
aufzuwerfen. Es ist ja auch schwer, beides gleichzeitig zu tun: aus ei-
nem kleiner gewordenen Spielraum das Bestmögliche zu machen und
trotzdem die »Systemfrage« zu stellen. Je kleiner jedoch der Spielraum
wird, desto mühsamer und zeitraubender wird es, wenigstens diesen
noch auszuschöpfen. Motivierend ist das nicht. Deshalb müssten ge-
rade aktive Politiker das höchste individuelle Interesse daran haben,
dass eine demokratische Kulturrevolution stattfindet – und die Moti-
vation, sich daran zu beteiligen, die demokratische Selbstbestimmung
eines staatlichen Gemeinwesens aufrechtzuerhalten und wiederzuge-
winnen. Schließlich ist das der Aktionsraum der überwältigenden
Mehrzahl der Politiker.
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Die Handlungsautonomie in wirtschaftlichen Gestaltungsfragen
an ein ökonomisches Prinzip abzutreten, an internationale Verträge,
an unerreichbare, nicht kontrollierbare und zwangsläufig unflexible
transstaatliche Institutionen, und überdies dieses eine Prinzip über die
unausweichlichen Gesetzmäßigkeiten der natürlichen Lebenskreis-
läufe der Ökosphäre zu stellen – das ist das politische Versagen der
Gegenwart. Keine Neugier, keinen Ehrgeiz und keine Phantasie aufge-
bracht zu haben, die europäische Integration und die globale Koope-
ration einschließlich der wirtschaftlichen Globalisierung in einer
Weise zu gestalten, die die gesellschaftliche Selbstbestimmung in exis-
tenziellen Fragen nicht preisgibt: Dies ist das politische Versäumnis
seit der europäischen und globalen Zeitenwende im Jahr 1990. Das
wirtschaftliche Liberalisierungsprinzip, bisher ungebrochen weiter-
verfolgt, macht die demokratischen Institutionen zu Kolonialver-
waltungen der »unsichtbaren Hand« des durchgängig liberalisierten
Marktes. Es macht gewählte Parlamente und Regierungen zu unterge-
ordneten Behörden der Binnenmarkt- und Wettbewerbskommissare
der EU und der WTO-Beamten. Es unterwirft die Welt dem Funda-
mentalismus eines Wirtschaftsdogmas: Dies ist nicht nur demokratie-
widrig, sondern auch kulturwidrig, eine arrogante Geschichtsverges-
senheit und eine abenteuerliche Zukunftsblindheit. Dieses Dogma
gefährdet potenziell die Stabilität jeder Gesellschaft und muss zur Ero-
sion der Demokratie führen, selbst derjenigen Länder, die gegenwärtig
in ihrer Handelsbilanz von dieser Politik profitieren – ohne nach den
gesellschaftlichen Konsequenzen zu fragen. Es ist purer Ökonomis-
mus, eine – wie der politische Publizist Johano Strasser sagt – »Zu-
richtung des Menschen zu einem Element des Marktes«6, ein desas-
tröser Versuch, die vielfältige und reiche Welt nach einem Muster zu
formen. Es ist eine Beleidigung des politischen Verstands.

Es wird sich als historischer Irrtum erweisen, als untauglicher
zweiter Versuch, nach dem Scheitern des Ostblocks, staatliche Ge-
meinwesen dem Diktat eines ökonomischen Prinzips zu unterstellen.
Auch wenn das neue ökonomistische Politikprinzip effektiver ist als
das der Planwirtschaft, ändert das nichts an seiner fehlenden Sensibi-
lität für die Freiheit aller und den gesellschaftlichen Stellenwert der
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Demokratie. Die Durchsetzung dieses Prinzips erfolgte in der hybri-
den Vorstellung, dass die Demokratie in der Phase ihres politischen
»Sieges« im Ost-West-Konflikt durch nichts mehr gefährdet werden
könnte – und ohne Gegenwehr des demokratischen Parteien- und
Institutionensystems, das sich allzu sehr in der Spezialisierung des Po-
litischen verfangen hat, politisch saturiert und prinzipieller Debatten
längst entwöhnt ist. Deshalb fällt auch kaum auf, dass der neue Markt-
ökonomismus nicht nur demokratievergessen ist, sondern auch
ideenvergessen, sogar gegenüber den Theorien des Wirtschaftslibera-
lismus, auf die er sich beruft. Der klassische Wirtschaftsliberalismus
hatte ein ethisches Anliegen, für das die Marktwirtschaft ein Instru-
ment, aber nicht das Maß der Dinge ist. Adam Smith, der Gründer-
vater des Wirtschaftsliberalismus, schrieb in »Der Reichtum der Na-
tionen«: »Dienstboten, Tagelöhner und Arbeiter bilden die Masse der
Bevölkerung eines jeden Landes, so dass man deren verbesserte Le-
benslage wohl niemals als Nachteil für das Ganze betrachten kann.
Und ganz sicher kann keine Nation blühen und gedeihen, deren Be-
völkerung weithin in Armut und Elend lebt.«7 Der Marktökonomis-
mus der Gegenwart ist demgegenüber ein darwinistisches Konstrukt.

Der allen anderen Fragen übergeordnete Marktökonomismus baut
auf einer irrealen Utopie auf: der Möglichkeit einer relativ krisenfreien
europäischen Wirtschaft und Weltwirtschaft, zumindest ihrer weit-
gehenden Fehllosigkeit. Wer unter den Protagonisten des uneinge-
schränkten EU-Binnenmarkts und der WTO mag heute noch daran
erinnert werden, welche Versprechen zur Wohlstandsvermehrung
aller sie gemacht haben, in konkreten Zahlen, als diese beiden Kon-
strukte aus der Taufe gehoben wurden – Versprechen, die allesamt
nicht eingehalten wurden? Schon im zweiten Jahr des Euro sind weder
Deutschland noch Frankreich und Italien in der Lage, dessen viel be-
schworene Stabilitätskriterien einzuhalten. Und was geschieht, wenn
grundlegende Krisen der Weltwirtschaft – die schon auf Grund der
nahenden Erschöpfung der Erdölvorkommen immer wahrschein-
licher werden – kommen und es dann den Verfassungsinstitutionen
demokratischer Staaten verboten ist, Initiativen zu ergreifen, die die-
sem vertraglich fixierten Wirtschaftsdogma widersprechen? Soll es
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dann heißen: Wenn die Anliegen der Gesellschaft dem Dogma wider-
sprechen, dann schade um die Gesellschaft? 

Das Dogma der ökonomistischen Wettbewerbsgleichheit ist sogar
ein wirtschaftlicher Anachronismus, schon weil es auf einer Versteti-
gungsmöglichkeit der gegenwärtigen fossilen Ressourcenbasis aller
Volkswirtschaften aufbaut. Es rechnet nicht mit den wirtschaftlichen
Folgen zunehmender Wasserkrisen, Flut- und Dürredebakeln und der
Ermüdung der Böden als Folge menschengemachter Umweltkatastro-
phen. Alle diese Gefährdungen erfordern mehr statt weniger eigen-
staatliche Initiativen, weil nicht auf einen Weltkonsens gewartet wer-
den kann, der eine ausreichende Antwort auf diese Gefahren gibt. Alle
notwendigen Antworten sind politische, die mit dem pseudoliberalen
Dogma nicht gegeben werden können. Im postulierten »Anglei-
chungszwang durch Globalisierungsdruck« wird ignoriert, so der
Politik- und Wirtschaftswissenschaftler Hartmut Elsenhans, dass die
Fähigkeit eines Staates, eine seinem volkswirtschaftlichen Entwick-
lungsstand gemäße eigene Wirtschaftspolitik zu praktizieren, die un-
bedingte »Voraussetzung erfolgreicher Teilhabe an der Globalisie-
rung« ist.8

Über mehr als ein Jahrhundert hinweg war das Grundthema poli-
tischer Auseinandersetzungen – bezüglich der Frage der wirtschaft-
lichen Ordnung – das zwischen mehr Privat- oder mehr Staatswirt-
schaft, mehr Markt- oder mehr Planwirtschaft. In den westlichen
Industrieländern pendelte sich eine Parallelität zwischen Demokratie
und Marktwirtschaft ein, die dort ihre größte Akzeptanz fand, wo eine
soziale Marktwirtschaft entstand. Demokratie und Kapitalismus er-
schienen nicht nur miteinander vereinbar, sondern sogar als eine not-
wendige Symbiose. Joseph A. Schumpeter, einer der großen Ökono-
men des 20. Jahrhunderts, schrieb in »Kapitalismus, Sozialismus und
Demokratie«, dass sich die kapitalistische Gesellschaft, unter der Vor-
aussetzung, dass das sie tragende Bürgertum die demokratische Ord-
nung akzeptierte, »in ihrem Zenit durchaus für die Aufgabe eignete,
die Demokratie zum Erfolg zu führen«. Doch in zwei Beziehungen
verliere der Kapitalismus »rapid die Vorteile, die er besaß«: Wenn sich
das »politische Leben fast ganz in einen Kampf von Interessengrup-
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pen« auflöst und wenn Praktiken, »die nicht im Einklang mit dem
Geist der demokratischen Methode stehen, so wichtig geworden sind,
dass sie ihren modus operandi verzerren«.9 Genau das ist heute der
Fall, und dieser Zustand ist auch noch vertraglich abgesichert. Es geht
bei der hier angesprochenen Schlüsselfrage nicht um mehr Markt-
oder Plan-, mehr Privat- oder Staatswirtschaft und deren jeweiligen
Vorrang, sondern längst um die Frage: demokratischer Verfassungsstaat
oder universeller Liberalisierungsabsolutismus.

Es muss in der Selbstbestimmung eines demokratischen Gemein-
wesens liegen, unter welchen Umständen, nach welchen Kriterien, in
welchen Differenzierungen es seine wirtschaftlichen Verhältnisse ge-
staltet. Ob alles privatisiert oder alles verstaatlicht wird, ob alles dere-
guliert oder was alles reguliert werden soll, welche Dienstleistungen
öffentlich und welche privat sind, welche Wirtschaftstätigkeiten zu
fördern und zu schützen sind und welche nicht, und welche Umwelt-
schutz- und Agrarinitiativen über internationale Abkommen hinaus
ergriffen werden. Die Abwägung, was einem Gemeinwesen schadet
oder nutzt, was falsch oder richtig ist, muss einer freien – und demo-
kratisch korrigierbaren – Mehrheitsentscheidung überlassen bleiben.
Die politischen Institutionen eines Staates müssen ihre Entscheidun-
gen vor dem Hintergrund der gegebenen inneren und äußeren Ver-
hältnisse treffen. Zudem stehen alle vor der Aufgabe, internationale
Verträge zu entwickeln, die sicherstellen, dass die freie Selbstbestim-
mung eines Gemeinwesens nicht zu Lasten anderer geht.

Die demokratische Verfassung als 
politisches Grundsatzprogramm

Die Kernforderung, die sich daraus ergibt, ist vielleicht die einzig
mehrheitsfähige: die Wiedereinführung der parlamentarischen, ge-
waltengeteilten Demokratie! Die demokratische Verfassung als politi-
sches Grundsatzprogramm! Diese Forderung begründet sich daraus,
dass die Demokratie nicht ein ästhetisches Anliegen für die Gesell-
schaft, sondern eben Grundlage der Politik ist und keinesfalls ein aus-
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tauschbares Instrument. Mit welchen Inhalten die Demokratie gefüllt
wird und welche Instrumente dafür gewählt werden, darf und muss
nicht vorgeschrieben werden. Die politische Konsequenz ist, die eu-
ropäische und die globale Politik vom dogmatischen Kopf auf die
praktischen Füße zu stellen, und natürlich auch die innerstaatliche.

Innerstaatlich, bezüglich Deutschland, bedeutet dies die dringende
Notwendigkeit der Reform des föderalistischen Systems und die Stär-
kung der kommunalen Selbstverwaltung. Die Abschaffung der Misch-
kompetenzen und Mischfinanzierungen. Gesicherte eigene Steuerauf-
kommen bzw. gesicherte Anteile am Gesamtsteueraufkommen. Mehr
Eigenkompetenzen für die Länder und den Bund, also klare Zustän-
digkeitsverteilungen – und damit Parlamentarisierung der Landtage
und des Bundestags. Es bedeutet, eigene Strategien – etwa eine Ener-
giestrategie »Weg vom Öl« – zu entwickeln, dafür international eine
»Koalition der Willigen« zu schmieden, neben den Versuchen, aus den
eigenen Initiativen gegebenenfalls eine EU-Strategie zu machen und
sich für globale Initiativen einzusetzen. Es bedeutet, die Gestaltungs-
fähigkeit über die wirtschaftliche Strukturpolitik zurückzugewinnen,
um es nicht den Zufälligkeiten des internationalen Marktes überlassen
zu müssen, ob es noch eine mittelständische Wirtschaft, eine land-
wirtschaftliche Produktion und eine kommunale Energie- und Was-
serwirtschaft gibt. Es bedeutet, die unerlässliche Infrastruktur eines
Gemeinwesens – von der Eisenbahn bis zur Telekommunikation – so
organisieren zu können, dass sie allen und jederzeit zugänglich und
verfügbar bleibt; und Umwelt- und Gesundheitsvorsorge zu betrei-
ben, auch wenn das Marktregeln widerspricht.

Auf europäischer Ebene bedeutet das für die EU die Chance, ihren
Grundwiderspruch zu überwinden: dass diese zwar kein Staat sein soll,
die EU-Kommission jedoch aufgrund der dogmatischen Binnen-
marktregeln inzwischen in wirtschaftlichen Fragen mehr staatliche
Exekutivrechte hat als die Mitgliedsstaaten – und das, obwohl die EU-
Kommission eine geringere demokratische Legitimation hat als die
politischen Institutionen der Mitgliedsländer. Und natürlich braucht
das Europaparlament ein eigenes Initiativrecht für die künftigen Euro-
pagesetze, ebenso der Ministerrat. Niemand anderem als dem Europäi-
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schen Gerichtshof darf die Rolle eines »Hüter der Verträge« zukom-
men. Die Regelungen für den Binnenmarkt müssen reduziert werden
auf die ursprüngliche Konzeption eines Diskriminierungsverbots, be-
zogen auf die Staatsangehörigkeit der Teilnehmer am Wirtschaftspro-
zess. Das bedeutet in der Konsequenz, dass es eine andere EU-Verfas-
sung geben muss als die vom EU-Konvent vorgeschlagene. Europa
muss über die Prinzipien der Grundrechte und der Demokratie, der
Unterstützung seiner hilfsbedürftigen Teile, die kulturelle Kommuni-
kation und die gemeinsamen Sicherheitsbedürfnisse integriert wer-
den. Bevor es eine EU-Verfassung ohne wirtschaftsliberalistischen
Hauptgrundsatz gibt, sollte im Ministerrat – und auch im Europapar-
lament – weiteren undifferenzierten Binnenmarktrichtlinien die Zu-
stimmung verweigert und auf eine Änderung vorhandener hingewirkt
werden. Die Außenhandelskompetenz muss bei den Mitgliedsländern
bleiben. Was für den Föderalismus der Bundesrepublik Deutschland
unaufschiebbar geworden ist – die klare Zuständigkeitsverteilung zwi-
schen Bund und Ländern –, erfüllt seinen demokratiefördernden
Zweck nur unvollständig, wenn Gleiches nicht auf EU-Ebene im Ver-
hältnis zu den Mitgliedsländern erfolgt.

Bezogen auf die globale Ordnung ist die Konsequenz, die Liberali-
sierungsverpflichtungen der WTO fallen zu lassen und schon gar
nicht weiteren zuzustimmen – und eine alternative Dimension welt-
wirtschaftlicher Zusammenarbeit zu entwickeln: Verbot von Export-
subventionen. Die Einführung globaler, überall gleicher industrieller
Normen. Die Einführung einer Gegenseitigkeitsklausel, wonach Im-
porteuren dann Auflagen gemacht werden dürfen, wenn diese auch
für inländische Erzeugnisse gelten. Die prinzipielle Unterscheidung
zwischen Gütern, die globalisierungsfähig und -bedürftig sind, wie
etwa moderne Technologien, und solchen, die es aus elementaren
Gründen nicht sind, wie etwa Energie, Wasser und Agrarrohproduk-
ten, die zur unverzichtbaren Grundversorgung jedes Gemeinwesens
zählen. Ein Mandat für den Internationalen Gerichtshof, damit dieser
über Zielkonflikte zwischen Handelsverträgen und anderen interna-
tionalen Verträgen, wie dem Internationalen Arbeitsabkommen und
dem Biodiversitätsabkommen, entscheidet. Und nahe liegend ist, die
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UN-Handelsorganisation (UNCTAD) auszubauen und zu versuchen,
diese an die Stelle der WTO zu setzen.

Nur die Wiederherstellung der Selbstbestimmung der Gemeinwe-
sen in den weitläufigen Fragen der Organisation ihrer wirtschaftlichen
Existenzsicherung wird es möglich machen, das Paradoxon zu über-
winden, das zu dem sozialen Jahrhundertthema wird: Der fortschrei-
tenden wissenschaftlich-technischen Produktivitätsrevolution steht
eine wachsende Weltbevölkerung gegenüber; zur Befriedigung der
Waren- und Dienstleistungsbedürfnisse der Gesamtheit der Men-
schen werden immer weniger Erwerbstätige gebraucht. Diese Ent-
wicklung untergräbt unaufhaltsam alle sozialen Sicherungssysteme
der Gesellschaften und erfordert eine grundlegende Neuorientierung
der politischen und sozialen Ordnungssysteme und ihrer Finanzie-
rungsformen. Andernfalls sind soziale und politische Stabilität immer
weniger zu gewährleisten. Was wird aus den Gesellschaften, wenn die
totale Ausnutzung des technischen Fortschritts – in der Herbert Mar-
cuse in den 60er Jahren überoptimistisch die Chance zur individuellen
»Selbstbestimmung gerade an der Basis der menschlichen Existenz,
nämlich in der Dimension notwendiger Arbeit« sah und damit die zur
»radikalsten und vollständigsten Revolution in der Geschichte«10 –
unter den Bedingungen einer sich weiter globalisierenden Unterneh-
menswirtschaft erfolgt, einer Wirtschaftsform, die tendenziell immer
weniger und zugleich schlechter bezahlte Arbeit anbietet und eine
ständig wachsende Zahl von Menschen in die Arbeitslosigkeit entlässt?
Wie kann erreicht werden, dass dennoch alle Menschen am Mehrpro-
dukt beteiligt werden? 

Da ein globales Besteuerungssystem kaum zu realisieren ist, führt
an einer grundlegenden Neuausrichtung wirtschaftlicher und sozialer
Rahmenbedingungen auf staatlicher Ebene kein Weg vorbei, um eine
soziale Balance herstellen und finanzieren zu können. Zum Beispiel
durch die Besteuerung aller Waren- und Kapitalströme oder durch ein
durchgängiges System von nach sozialen und ökologischen Kriterien
gestaffelten Verbrauchssteuern und der Besteuerung des Naturver-
brauchs; durch die Definition elementarer sozialer Grundbedürfnisse,
die Differenzierung nach monetären und nichtmonetären sozialen
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Staatsleistungen und deren regionale Differenzierung. Durch die Neu-
definition des öffentlichen Sektors in Bezug auf unumgängliche so-
ziale Dienstleistungen. Durch eine gesellschaftliche Aufwertung und
Bewertung ehrenamtlicher Arbeit und durch öffentliche Arbeitsange-
bote außerhalb der Marktprozesse. Durch nach wirtschaftlichen und
sozialen Kriterien differenzierte Kreditsysteme u.a.m. Die Staatsbe-
dürftigkeit der Allgemeinheit wird zu- und nicht abnehmen. Es gibt
überflüssig gewordene Staatsleistungen, und es wird dafür neue an-
dere geben müssen – etwa öffentliche Saatgutbanken zur Sicherung
und Revitalisierung des Naturerbes.

Die demokratische Verfassung, besonders die des deutschen
Grundgesetzes, muss nicht geändert werden. Sie muss nur immer wie-
der mit den von den neuen Herausforderungen gebotenen Inhalten
der Politik gefüllt werden. Die in der Verfassung enthaltenen Grund-
rechte können insbesondere jedes sozialdemokratische Grundsatz-
programm schmücken. Sie sind bereits ein solches Programm, worauf
Anfang der 60er Jahre der SPD-Politiker Adolf Arndt im Zusammen-
hang mit dem Godesberger Programm der SPD von 1959 hinwies11:
Die Unantastbarkeit der Menschenwürde. Die Menschenrechte als
Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft. Die freie Entfaltung der
Persönlichkeit, soweit sie nicht die Rechte anderer verletzt. Die Gleich-
heit aller vor dem Gesetz. Das Eigentum, das zugleich dem Wohl der
Allgemeinheit dienen soll. Die Sozialstaatsverpflichtung. Der Schutz
der natürlichen Lebensgrundlagen in Verantwortung für die künfti-
gen Generationen. Die Rolle der Abgeordneten als Vertreter des
ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur
ihrem Gewissen unterworfen. Die Rolle der Parteien in der politischen
Willensbildung des Volkes. Und dass alle Staatsgewalt vom Volk aus-
geht, in Wahlen und Abstimmungen, also auch durch Volksabstim-
mungen.

Das Gleichheitsgebot des Grundgesetzes ist keines der Gleichheit
der sozialen Resultate. Es beschränkt die individuelle Freiheit, wenn
sie zu Lasten anderer und des Gemeinwohls geht. Das entspricht den
Grundwerten der Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität in ihrer
wechselseitigen Bedingtheit und Beschränkung, wie sie von der SPD
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programmatisch – und als Quintessenz der Ideengeschichte der Auf-
klärung – formuliert wurden und die auch zu Grundwerten der Union
und später der Grünen wurden. Die Balance zwischen diesen Werten
muss immer wieder austariert werden. Diese ethischen Grundsätze
sind mehrheitsfähig. Keine Partei, kein Politiker der im Bundestag ver-
tretenen Parteien würde sie explizit in Frage stellen. Und dennoch
könnte niemand ernsthaft behaupten, dass sie nicht schon verlassen
worden wären. Das Ethos war nicht ausgeprägt genug, um zu verhin-
dern, dass essenzielle Elemente der Staatsgewalt der Wahl durch das
Volk und dem Parlament entzogen wurden. Stünde in der Verfassung
explizit, worüber im Einzelnen alles schon nicht mehr frei entschieden
werden kann, würde die demokratische Verfassung an die alle Staats-
gewalt überwölbenden EU-Binnenmarktregeln und WTO-Bestim-
mungen angepasst werden, indem explizit niedergeschrieben wäre, wo
Demokratie nicht mehr gilt und seine gewählten Vertreter nichts
mehr zu sagen haben: Allen fiele es wie Schuppen von den Augen, und
es würde endlich offensichtlich, dass das Programm der Verfassung –
und damit eine freiheitlich-sozialdemokratische Politik – so nicht
mehr zu realisieren ist. Selbst der Handelsbeauftragte von Präsident
Reagan, Clyde Prestowitz, hat gerade in seinem Buch »Rogue Nation«
festgestellt, wie systematisch der Marktökonomismus auch die ameri-
kanischen Grundwerte untergräbt.12 Und alle würden merken, dass
Europa auf dem Weg ist – siehe die vergleichsweise föderale Wirt-
schaftsverfassung der USA –, nach innen amerikanischer zu werden
als die Amerikaner.

Politik ist Leben

Politiker in einer Demokratie spiegeln stets den politischen Kulturzu-
stand ihrer Gesellschaft wider. Unkonventionelles, nichtkonformisti-
sches, nichtlineares politisches Denken muss neu belebt werden. Je
mehr sich dafür die Freiheit nehmen, die wir ja – unter unseren Ver-
hältnissen – haben, desto mehr belebt sich eine politische Zivilgesell-
schaft. Niemals werden sich alle Gesellschaftsmitglieder für die Politik
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interessieren, und immer nur eine aktive Minderheit will oder kann
sich beteiligen. Diese Minderheit stellt die politische Zivilgesellschaft
und prägt – als Politiker, Journalisten, Parteimitglieder, außerparla-
mentarische Akteure, Wissenschaftler – die politische Kultur des Ge-
meinwesens. Die Befreiung zum politischen Denken beginnt mit der
Erkenntnis, dass Politik das Lebenselixier der Gesellschaft ist und der
Sinn des Lebens nicht nur im Privaten liegt, sondern auch in politi-
scher Mitwirkung, in welcher Form auch immer. Das individuelle
Selbstverständnis eines »zoon politikon« ist das hohe gesellschaftliche
Gut.

Dazu gehört, dass diejenigen, die ihr Leben – oder Abschnitte da-
von – ganz der Politik widmen und gar als Politiker gewählt sind, diese
Tätigkeit in sich selbst und in der Gesellschaft aufwerten müssen, statt
sie durch ein reduziertes Selbstverständnis abzuwerten und abwerten
zu lassen. Die Aufwertung kann nicht über einen aufgesetzten forma-
len Anspruch erfolgen, sondern nur durch Orientierung am Ideal der
Politik – und durch Distanz von denjenigen Politikern, die Politik
»privatisieren« und gegenüber der Gesellschaft missbrauchen. Die
Gesellschaft braucht eine ethische Elite unter den Akteuren der Poli-
tik – nicht in Bezug auf deren persönliche Vorlieben, aber in Bezug auf
ihr politisches Tun. Eine solche Elite hat nichts mit einem beruflichen
Rang, mit Besitz oder Bildungsstand der Menschen zu tun, sondern
mit der Bereitschaft zu einem dem Ideal der Politik entsprechenden
Engagement, innerhalb oder außerhalb von Parteien, organisiert oder
als Einzelne. Das einzig Besondere, das gewählte professionelle Politi-
ker von anderen Akteuren einer politischen Zivilgesellschaft unter-
scheidet, ist das von der Gesellschaft dafür gegebene und finanzierte
Mandat auf Zeit: Es bestellt Politiker zu Anwälten der Gesellschaft.

Das Tätigkeitsfeld für Politik ist unerschöpflich. Es ist die vielfäl-
tigste und wichtigste, konflikthaltigste und spannendste aller denk-
baren Tätigkeiten. Politiker dürfen sich nicht an den Rand dieses Fel-
des drängen lassen, sie müssen es kultivieren. Viele, die auf dem Feld
sind, wissen nicht mehr, wo und was sie anpacken dürfen, fühlen sich
zum Handlanger degradiert oder haben sich dazu machen lassen. Und
viele betreten das Feld auch deshalb nicht mehr, weil sie sich einreden
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ließen, es gäbe keine Perspektive für politisches Handeln mehr. Man
kann nicht erwarten, dass sich mehr Menschen in die Politik einmi-
schen, wenn diese ihnen den Eindruck vermittelt, dass sie dort so-
wieso nichts zu sagen haben – und in Parteien eintreten, wenn dort
nur Akklamation vorgegebener Entscheidungen erwartet wird. Die
junge Generation für Parteien zu gewinnen, setzt voraus, dass sie an
konkreten Projekten mitwirken kann und Gelegenheit zur Kommuni-
kation über Grundfragen der Gesellschaftspolitik hat – und nicht al-
lein mit dem Organisationsbetrieb konfrontiert ist. Eine Direktwahl
von Parteivorsitzenden auf Bundes- oder Landesebene, von Kanzler-
und Spitzenkandidaten für Bundes- und Landtagswahlen durch alle
Parteimitglieder würde die Motivation erhöhen, in eine Partei einzu-
treten – und fast automatisch einen konstruktiven personellen Wett-
bewerb herbeiführen. Warum also nicht? Jede Partei, die das tut, be-
lebt sich selbst und wird für die offene Gesellschaft interessanter.

Jeder einzelne Politiker hat die individuelle Wahl, wie er sich je-
weils auf die Strukturen des politischen Betriebs einstellt, so wie er
diese vorfindet. Man kann sich auf die spezialisierten Beschränkungen
einlassen, in Flügel einspannen lassen, sich endlos in Gremien aufhal-
ten, an herrschende Mode- und Meinungsströmungen anpassen, auf
eigene Ideen und Initiativen verzichten oder diese zurückhalten, der
jeweiligen Führung widerspruchlos folgen, sich am personellen Funk-
tionsgerangel uferlos beteiligen, überall präsent sein, um gesehen zu
werden, Intrigen und Machenschaften ertragen und sich daran betei-
ligen. Bis zur individuellen Erfahrung, wie sie bereits Platon in »Poli-
teia« beschrieben hat: »Erwartest du, dass jemand gehörig lieben
werde, was ihm Pein macht? Meinst du nicht, dass er am Ende dahin
kommen muss, sich selbst und sein Geschäft zu hassen?«

Jeder Einzelne kann Politik auch anders praktizieren: mit eigenen
Ideen und Initiativen, mit der Vertiefung in Projekte, mit der Bereit-
schaft, darüber zu streiten, mit geistiger Autonomie statt Unterwer-
fung, ohne thematische Selbstbeschränkung. Mit der Einstellung, dass
Politik ein Element des ewigen Lebenskampfes zwischen Gutem und
Bösem, Besserem und Schlechterem, Altem und Neuem ist. Im Finden
und Entwickeln einer eigenen Rolle. Politische Funktionen werden
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vergeben und genommen, nach eigenen Antrieben, Befähigungen und
den Zufällen des Lebens. Die eigene Rolle, das eigene Selbstverständ-
nis und die Selbstidentifikation geben oder nehmen Politiker sich
selbst.

Larmoyanz und Frustration über die Widrigkeiten der Politik hel-
fen niemandem weiter. »Wie hältst du das aus?« – diese Frage wurde
und wird Politikern gestellt, seit es Politik gibt, also seit der Entste-
hung der Polis. Die viel wichtigere Frage an alle, die um ihre gesell-
schaftliche Mitverantwortung wissen, ist: »Wie haltet ihr das aus,
untätig zu bleiben und die Politik für die Gesellschaft anderen zu
überlassen, von denen ihr den Eindruck habt, dass sie nicht das Not-
wendige und Richtige tun?« 

Die immer auftretenden Brachen der Politik können Politiker nur
selbst mit neuer politischer Saat versehen. Mit der Einstellung, wie sie
die glühend politisch passionierte Schriftstellerin Arundhati Roy aus-
gedrückt hat: »Ich tue das, was ich tue, nicht, weil ich denke, ich werde
gewinnen.«


